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Liebe Leserinnen, lieber Leser,

der Berliner Senat hat ein Personalentwicklungspro-
gramm 2030 (PEP 2030) beschlossen, das in wichti-
gen Punkten Vorstellungen des dbb berlin aufgreift. 
Über den Erfolg des Programms wird allerdings erst 
die praktische Umsetzung entscheiden, wie der dbb 
berlin auch bei einem Grundsatzgespräch mit Fi-
nanzsenator Stefan Evers Mitte September klarge-
stellt hat. So zählt etwa die im PEP 2030 angekündig-
te stufenweise Angleichung der Berliner Besoldung 
an das Bundesniveau zu den Kernforderungen des 
dbb berlin, ein Zeitplan für die Umsetzung steht aber 
leider noch aus. Auch die geplante Modernisierung 
des Dienstrechts bedarf weiterer Konkretisierung.

Im Oktober beginnen die Tarifverhandlungen für die 
Beschäftigten der Länder. Bei einer im Vorfeld veran-
stalteten dbb Regionalkonferenz haben die Berliner 
Vertreter dringend gefordert, Öffnungsklauseln für Zu-
lagen in den dbb Forderungskatalog mit aufzunehmen. 

In Sachen „Lehrerverbeamtung“ hat die Senatsver-
waltung für Bildung, Jugend und Familie den nächs-
ten Schritt getan und den Nachteilsausgleich für alle 
die festgelegt, die nicht verbeamtet werden können 
oder wollen.

Im kommenden Jahr finden in Berlin wieder Perso-
nalratswahlen und auch Wahlen zur Hauptjugend- 
und Auszubildendenvertretung statt. Das haupt-
stadt magazin wird deshalb ab sofort in jeder 
Ausgabe Aspekte der Personalvertretung aufgreifen. 
Den Anfang macht eine Darstellung der wesentli-
chen Tatbestände, bei denen die Mitbestimmungs-
organe ein gewichtiges Wörtchen mitzureden haben.

Mit dem Herbst beginnt auch wieder die Theater-
saison. Besonders lohnend: ein Besuch im Friedrich-
stadt-Palast, der mit einen neuen Megashow der  
Superlative im Oktober an den Start geht.

Einen goldenen Oktober wünscht Ihnen

Ihr

Frank Becker, 
Landesvorsitzender dbb berlin
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Finanzsenator Stefan Evers

Beamtenpolitisches Grundsatzgespräch mit dem Finanzsenator

Ermöglichen statt verhindern!
Von Aufbruchstimmung gekennzeichnet war das beamtenpolitische Grundsatzgespräch, 
das der dbb berlin am 14. September 2023 nach dem Regierungswechsel erstmals mit  
Finanzsenator Stefan Evers und Finanzstaatssekretär Wolfgang Schyrocki geführt hat.

Denn mit dem vom Senat beschlossenen 
Personalentwicklungsprogramm 2030 
(PEP 2030) lag bei diesem in der Re-
gel zweimal jährlich geführten 
Gespräch über allgemeine 
grundsätzliche Fragen der 
Dienstrechtspolitik ein Se-
natskonzept vor, das einen 
neuen Weg aus der Personal-
krise der Landesverwaltung 
weisen soll (siehe Kastentext).

Dass die eingetretenen Pfade al-
lein für die Nachwuchsgewinnung 
im Landesdienst nicht länger taugen, 
stellte Staatssekretär Schyrocki gleich zu 
Beginn des Meinungsaustausches klar. Das 
Programm stehe deshalb unter dem „Modus des Er-
möglichens“ und nicht „des Verhinderns“ und ver-
lange insofern neue Denk- und Handlungsweisen.

Gemeinsam neue Wege beschreiten

Schon in einem Schreiben an die Dienststellen des 
Landes hatte Schyrocki keinen Zweifel daran gelas-
sen, dass der gesellschaftliche und demografische 
Wandel und der damit verbundene Fachkräfteeng-
pass die Berliner Verwaltung vor immense Herausfor-
derungen bei der Personalgewinnung stellen. „Um im 
Wettbewerb um qualifizierte Fachkräfte bestehen zu 
können, müssen wir gemeinsam neue Wege be-
schreiten“, hatte Schyrocki in dem Schreiben betont. 
Bereits bestehende Handlungsspielräume gelte es 
konsequent zu nutzen, darüber hinaus aber auch ein-
stellungshemmende Restriktion zu identifizieren und 
zu verringern. Neue Denk- und Handlungsweisen 
müssten Anwendung finden, wozu es nicht nur einer 
neuen grundsätzlichen Weichenstellung bedürfe, 
sondern insbesondere auch der Innovationskraft und 
Mitwirkung der Personalverantwortlichen, die die  
dezentralen Prozesse verantworten und steuern.

Der dbb berlin hat diesen Startschuss zur Verände-
rung als Schritt in die richtige Richtung begrüßt. „Al-
lerdings muss das Personalmanagement des Landes 
Berlin dann auch tatsächlich neu gelebt werden, ja 
möglich gemacht werden. Hier erwarten wir, dass 
auch die Führungskräfte mit Personalverantwortung 

die Ziele des Personalentwicklungspro-
gramms verfolgen beziehungsweise 

dass deren Handeln evaluiert wird. 
Der dbb berlin wird sich an die-

sem Prozess gerne beteiligen“, 
unterstrich dbb Landeschef 
Frank Becker.

Besoldungszeitplan 
angemahnt

Neun konkrete Tagesordnungs-
punkte hatte der dbb berlin sei-

nerseits zu dem Grundsatzgespräch 
angemeldet: Zunächst mahnte dbb 

Landeschef Becker einen Zeitplan für die 
beabsichtigte Angleichung der Berliner Besol-

dung an das Bundesniveau an. Der Senat will aller-
dings, wie auch im PEP 2030 vorgesehen, erst die be-
vorstehenden Tarifverhandlungen zum TV-L abwarten, 
stellte Finanzsenator Evers klar. Denn auf der Grundla-
ge dieses Abschlusses soll die Bezügelücke ermittelt 
und der Zeitplan für ihren voraussichtlich stufenwei-
sen Abbau aufgestellt werden. Die Beratungen dazu 
werden nach Einschätzung des Senators voraussicht-
lich im 1. Quartal 2024 aufgenommen werden.

Auch seine Forderung nach einem Reparaturgesetz 
für die Beamtinnen und Beamten der A-Besoldung 
– analog der für Richterinnen und Richter geltenden 
Regelung – hatte der dbb berlin erneut auf die Tages-
ordnung setzen lassen. Trotz des gleichgelagerten 
Sachverhalts bei der inzwischen korrigierten Richter-
besoldung will der Senat aber für die Beamtenbe-
soldung eine weitere Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts abwarten. dbb Chef Becker hat 
deshalb nochmals die Dringlichkeit des Anliegens  
unterstrichen: „Die Beamtinnen und Beamten, die 
ihren Eid auf die Verfassung abgelegt haben und 
hiernach ihren Dienstverrichten, erwarten dass sie 
auch verfassungsgemäß besoldet werden.“

Flexibles und modernes Dienstrecht

Weitere Gesprächspunkte zielten auf notwendige 
dienstrechtliche Veränderungen ab. Schon im Vor-
feld hatte Senator Evers bei der Pressekonferenz zum 
Personalentwicklungsprogramm 2023 als Zielset-
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zung des Senats die „flexibelste und modernste  
Gestaltung des Dienstrechts“ postuliert. Auch im 
Grundsatzgespräch mit dem dbb berlin bekräftigte 
Evers diese Absicht mehrfach. Demgegenüber nahm 
er zur Forderung des dbb berlin nach Ausdehnung 
des in einigen Vollzugsbereichen eingeführten An-
wärtersonderzuschlags auf alle Verwaltungsberei-
che eine differenzierter Haltung ein. Danach soll der 
Begriff „Sonderzuschlag“ eher dem Wortsinn ent-
sprechend Verwendung finden, das heißt dass die 
Zuschläge überall dort gewährt werden sollen, wo 
Personalmangel herrscht. Entsprechende Anträge 
könnten betroffene Dienststellen dann bei der Se-
natsverwaltung für Finanzen stellen. 

Neue Laufbahnverordnung in Arbeit

Zur Forderung des dbb berlin nach einer Überarbei-
tung der Laufbahnverordnungen, zum Beispiel unter 
dem Gesichtspunkt einer größeren Durchlässigkeit, 
konnte der Senator berichten, dass ein Referentenent-
wurf der Laufbahnverordnung des allgemeinen nicht-
technischen Dienstes bereits in der Bearbeitung sei. Es 
wird davon ausgegangen, dass dieser erste Entwurf 
dem dbb berlin noch vor Jahresende zur Beratung vor-
liegt. Anregungen und Vorschläge des dbb berlin, be-
tonte der Senator, seien dann ausdrücklich erwünscht.

Weitere Themen, die jetzt in der Senatsverwaltung 
weiterbearbeitet werden sollen, waren:

 > die Anerkennung von Vordienstzeiten bei anderen 
Behörden, 

 > die Verkürzung der Probezeiten aufgrund guter 
Leistungen bei Laufbahnprüfungen,

 > die Verbeamtung von Tarifbeschäftigten zum  
„Halten von Personal“,

 > die Weiterverwendung von Vollzugskräften,  
die nicht mehr vollzugsdiensttauglich sind, um 
Frühpensionierungen zu vermeiden (Reha vor  
Entlassung)

 > und die Gewährung einer Angriffsentschädigung 
für Gewaltopfer.

Zu letztgenannter Forderung erarbeitet die Senats-
verwaltung bereits eine Regelung zum „Unfallaus-
gleich“, die allerdings statt einer einmaligen Entschä-
digung einen laufenden Ausgleich vorsieht und 
bereits zum 1. Januar 2024 vorliegen soll.

Der dbb berlin war bei dem Gespräch durch den 
Landesvorsitzenden Frank Becker und die stellver-
tretenden Landesvorsitzenden Thomas Goiny,  
Synnöve Nüchter und Martina Riedel vertreten. 
 

Das PEP 2030
Bei dem Personalentwicklungsprogramm 2030 
(PEP 2030) geht es um nichts Geringeres, als die 
Leistungsfähigkeit der Berliner Verwaltung zu si-
chern. Nach jahrelangen Sparorgien und zahlrei-
chen unerledigt gebliebenen Konzepten und Pro-
grammen, will der Berliner Senat jetzt endlich 
damit Ernst machen.

Viel zu spät zwar, wie auch das jetzt beschlossene 
Personalentwicklungsprogramm selbst in seiner 
Beschreibung der Ausgangslage feststellt. Denn 
der Wettbewerbsdruck hat sich infolge des all-
gemeinen Fach- und Arbeitskräftemangels ver-
schärft und rechtzeitige Vorkehrungen im Hin-
blick auf die anrollende Pensionierungswelle 
wurden schlichtweg verschlafen. Nicht anders 
verhält es sich mit Maßnahmen zur langfristigen 
Personalbindung.

Was soll jetzt konkret geschehen, um nicht weiter 
wertvolles Personal zu verlieren beziehungsweise 
neues hinzuzugewinnen? PEP 2030 zeigt dazu die 
Meilensteine auf, mit denen der Senat den Heraus-
forderungen des demografischen Wandels, der Ver-
knappung von Personalressourcen, der digitalen 
Transformation sowie der Veränderung von Berufs-

bildern und Arbeitswelten begegnen will.

Im Einzelnen sind das
> die Beschleunigung von Stellenbesetzungs-

verfahren,
> ein Stufenplan zur Anpassung der Berliner Be-

soldung und Vergütung an das Bundesniveau,
> die Modernisierung beamten- und tarifrechtli-

cher Regelungen, insbesondere um zusätzliche 
Verwendungsoptionen zu eröffnen,

> die systematische und bestmögliche Qualifizie-
rung von Neu- und Quereinsteigenden ,

> die enge Verknüpfung von Digitalisierung und 
Personalentwicklung

> sowie Wohnungsangebote für Beschäftigte.

Bei der Entwicklung und Umsetzung des „Personal-
entwicklungsprogramms 2030 setzt der Senat auf 
einen breiten Konsens und die Mitwirkung aller  
Beteiligten. So sollen sowohl die Expertise der Wis-
senschaft, der Zivilgesellschaft und der Wirtschaft 
als auch die Erfahrungen und Erwartungen von Po-
litik, Behördenvertretungen aller Ebenen und der 
Hauptbeschäftigtenvertretungen mit einfließen. 
Ziel ist die Entwicklung gemeinsamer Zielbilder 
und die Umsetzung der hier bereits formulierten 
Projekte, damit die Berliner Verwaltung für ihre  
Beschäftigten und die Bürgerinnen und Bürger  
der Stadt zukunftsfähig aufgestellt ist.
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Verfassungsschutz

Innensenatorin fordert bessere 
Personalausstattung
Innensenatorin Iris Spranger hat eine weitere Personalverstärkung für den Verfassungsschutz 
gefordert. Bei den Haushaltsberatungen des Ausschusses für Verfassungsschutz im Berliner 
Abgeordnetenhaus am 11. September 2023 begründete sie die Forderung – wie auch schon 
auf einer Pressekonferenz zur Vorstellung des Verfassungsschutzberichtes 2022 – mit neuen 
dynamische Entwicklungen, die Debatten aufheizten, Menschen radikalisierten und die Ge
sellschaft spalteten. Es sei bekannt, dass dies den Boden für Gewalt und Hass bereite.

Sämtliche Erkenntnisse in allen Bereichen des Verfas-
sungsschutzes zeigten darüber hinaus, so Spranger, 
„dass wir einen starken Verfassungsschutz natürlich 
in Berlin brauchen. Daran habe man den Haushalts-
entwurf auch ausgerichtet.“

Die Personalausgaben seien auf der Basis des Rech-
nungsergebnisses aus 2022 fortgeschrieben worden. 
Bei den Beamten sei ergänzend für das Haushalts-
jahr 2024 der Zugang von zwei Planstellen und für 
das Haushaltsjahr 2025 eine Planstelle als Stellen-
mehrbedarf berücksichtigt, was der Senat auch be-
reits anerkannt habe. Die zusätzlichen Kräfte seien 
für die Mitwirkung des Verfassungsschutzes bei der 
Bearbeitung von Einbürgerungsverfahren, zur Ab-
wehr islamistischer, insbesondere antisemitischer 
Bestrebungen und zur Spionageabwehr beantragt 
worden. Insgesamt erhöhe sich der Stellenbestand 
damit auf 268,6 Stellen. Spranger kann sich aller-
dings noch zehn weitere Stellen zur personellen Ver-
stärkung des Berliner Verfassungsschutzes durchaus 
vorstellen und bat den Ausschuss deshalb um Unter-
stützung für dieses Anliegen.

Breite Zustimmung

Die ließ denn auch bei der Regierungskoalition, die 
den Stellenmehrbedarf in den Ausschüssen und 

auch im Parlament beschliesen muss, nicht allzu 
lange auf sich warten. Der CDU-Abgeordnete Lenz 
befürwortete angesichts des Aufgabenzuwachses 
die weitere Personalverstärkung. und auch der Ab-
geordnete Lehmann (SPD) unterstrich, dass der 
Verfassungsschutz selbst am besten einen Stellen-
mehrbedarf einschätzen könne und dieser ihm 
dann auch gewährt werden müsse. „Ich möchte 
niemanden erleben, der dann hinterher dem Ver-
fassungsschutz die Schuld gibt, wenn was pas-
siert“, fügte Lehmann hinzu, „und darüber sollte 
sich jeder mal Gedanken machen.“

Der Haushalt wird jetzt in weiteren Lesungen im 
Verfassungsschutzausschuss und im Hauptaus-
schuss beraten, bevor er dann insgesamt vom Ab-
geordnetenhaus beraten und beschlossen wird.

Der dbb Landeschef Frank Becker bewertet die 
erste Lesung des Haushaltes des Verfassungs-
schutzes in dem Ausschuss als konstruktiv und 
sachlich. „Ich erwarte – so wie letztendlich auch 
von den Abgeordneten befürwortet – dass den 
Wünschen der Innensenatorin nach weiteren 
zehn Stellen durch Ausschuss und Parlament  
gefolgt wird, damit der Verfassungsschutz seine 
ihm zugewiesenen Aufgaben vollinhaltlich erfül-
len kann.“ 
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Schwierige Tarifverhandlungen  
mit der TdL erwartet
Ab Oktober verhandeln die Gewerkschaften mit den Arbeitgebern über einen neuen  
Tarifvertrag für die Angestellten der Länder. Zur Vorbereitung haben dbb Mitglieder auf 
Regionalkonferenzen diskutiert, welche Themen ihnen dabei am wichtigsten sind.

Für die beiden stellvertretenden Berliner dbb Lan-
desvorsitzenden Torsten Jaehne und Thomas  
Goiny war am 6. September 2023 bei der Regional-
konferenz Ost in Leipzig die Marschroute klar: Eine 
Öffnungsklausel, die es den Ländern erlaubt, über 
die Gewährung von Zulagen zu entscheiden, ist 
neben der Einkommensanpassung das wichtigste 
Anliegen. Nicht nur, dass eine solche Klausel regio-
nalen Unterschieden Rechnung tragen kann, „für 
Berlin, das andernfalls wegen der Hauptstadtzula-
ge um seinen Verbleib in der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) bangen muss, ist eine sol-
che Regelung noch von ganz besonderer Bedeu-
tung“, unterstreicht Torsten Jaehne, der in der dbb 
Landesleitung auch für Tariffragen zuständig ist. 
Und Synnöve Nüchter, ebenfalls dbb Tarifexpertin, 
die aber an dem Termin in Leipzig verhindert war, 
ergänzt: „Es ist auch nicht einzusehen, dass bei-
spielsweise Beamte, die sich von Amts wegen  
Kinderpornografie anschauen müssen, eine Zulage 
erhalten, die Tarifbeschäftigten aber nicht. Ge-
rechtigkeit sieht anders aus.“

Wettbewerbssituation beachten

Leichte Tarifverhandlungen erwartet Jaehne 
auch nach den Diskussionen in der Regionalkon-
ferenz nicht, obwohl ein gleiches oder ähnlich 
gutes Ergebnis wie bei Bund und Kommunen 
Ende April dieses Jahres angesichts der gravieren-
den Nachwuchsprobleme im öffentlichen Dienst 
von immenser Bedeutung wäre. „Alles andere“, 
unterstreicht auch Synnöve Nüchter, „wäre aus 
Berliner Sicht ein Desaster, da wir direkt mit den 
Bundesbehörden konkurrieren. Denn bei einem 
schlechteren Abschluss verdienen Landestarifbe-
schäftigte schnell mal 300 bis 700 Euro weniger 
als ihre Kolleginnen und Kollegen bei Bund und 
Kommunen.“

Harte Auseinandersetzungen werden auch wegen 
der langanhaltenden Inflation und der angespannten 
Haushaltslage vieler Länder erwartet. „Aber die Be-
schäftigten sind sehr entschlossen und im Fall der 
Fälle bereit für einen langen Arbeitskampf, das ist 
bereits jetzt zu spüren“, heißt es vom Verhandlungs-
führer dbb Bund. Auch stand das letzte, zwei Jahre 
zurückliegende TV-L-Tarifergebnis deutlich im Zei-

chen der damals noch grassierenden Coronapande-
mie. Dementsprechend fiel die Entgelterhöhung eher 
bescheiden aus. Ein volles Jahr mussten die Länder-
beschäftigten auf höhere Gehälter warten. Auch 
durch den späten Verhandlungszeitpunkt in diesem 
Jahr sind sie bislang ohne jeden Ausgleich für die 
hohe Inflation geblieben.

Fahrplan steht

Die endgültigen Forderungen des dbb für die Ein-
kommensrunde mit der TdL werden am 11. Okto-
ber in Berlin beschlossen. Es sind drei Verhand-
lungsrunden für den 26. Oktober, den 2. bis 3. 
November sowie den 7. bis 9. Dezember verein-
bart. Betroffen sind etwa 3,5 Millionen Beschäftig-
te: Direkt circa 1,1 Millionen Tarifbeschäftigte der 
Bundesländer (außer Hessen), indirekt circa 1,4 
Millionen Beamtinnen und Beamte der entspre-
chenden Länder und Kommunen sowie rund eine 
Million Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger.  

Der stellvertreten-
de dbb Landesvor-
sitzende Torsten 
Jaehne (Mitte) bei 
der Regionalkon-
ferenz in Potsdam 
mit den Berliner 
Kollegen Michaela 
Mandal (gkl berlin) 
und Holger Oesten 
(BSBD)
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Lehrkräfteverbeamtung

Nachteilsausgleich 
präzisiert
Der Nachteilsausgleich für Bestandslehr
kräfte des Landes Berlin, die nicht verbe
amtet werden können oder möchten, ist 
jetzt präzisiert worden.

Die Berliner Bildungssenatorin Katharina Günther-
Wünsch hofft allerdings, dass die Präzisierungen 
noch weiteren Bestandslehrkräften die Entscheidung 
für eine Verbeamtung erleichtern: „Es ist im  
Interesse aller – Schüler und Eltern, Politik und Ver-
waltung, Wirtschaft und Gewerkschaften –, so viele 
Lehrkräfte wie nur möglich an den Berliner Schulen 
zu halten und attraktive Bedingungen für sie zu 
schaffen. Deshalb kehren wir nach 18 Jahren als letz-
tes Bundesland endlich wieder zur Verbeamtung von 
Lehrerinnen und Lehrern zurück.“ Und weiter: „Der 
Beamtenstatus bedeutet zum Beispiel dauerhaft 
mehr Netto vom Brutto als bei Tarifbeschäftigten, 
Ernennung auf Lebenszeit sowie Pension statt ge-
setzlicher Rente. Wir machen den Lehrerberuf at-
traktiver – für unsere Schüler und für unsere Stadt.“

Dauerhafter Bezügeteil

Der Nachteilsausgleich wird dauerhaft als Bezügeteil 
gezahlt und beträgt für Lehrkräfte der Entgeltgrup-
pen E 11 bis E 15  300 Euro brutto und in der Entgelt-
gruppe AT 1 e 250 Euro brutto monatlich.

Bestandslehrkräfte, die wegen der Überschreitung 
der Altersgrenze (Vollendung des 52. Lebensjahres) 
nicht mehr verbeamtet werden können, erhalten mit 
der Zahlung der September-Bezüge 2023 automa-

tisch rückwirkend zum Februar 2023 die Kompensa-
tionszahlung.

Bestandslehrkräfte, die aus gesundheitlichen Gründen 
nicht verbeamtet werden können, haben ebenfalls rück-
wirkend zum Februar 2023 Anspruch auf die Kompensa-
tionszahlung. Die Auszahlung erfolgt schnellstmöglich 
nach individueller Rücksprache mit den Betroffenen.

Erklärung notwendig

Bestandslehrkräfte, die nicht verbeamtet werden 
und einen Nachteilsausgleich erhalten wollen, müs-
sen dies zunächst gegenüber der Dienststelle erklä-
ren. Sie wurden gebeten, die erforderliche Erklärung 
in der Zeit vom 18. bis 30. September 2023 auf dem 
eigens dafür eingerichteten Serviceportal des Landes 
Berlin abzugeben. Die Abgabe der Erklärung ist für 
die Zahlung des Nachteilsausgleichs und für die Ein-
bringung der erforderlichen Stellen in den Doppel-
haushalt 2024/2025 notwendig. Vorbehaltlich der 
Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers soll die 
Auszahlung bei Vorliegen aller Voraussetzungen im 
Laufe des ersten Halbjahres 2024 rückwirkend zum 
Zeitpunkt der Erklärungsabgabe erfolgen. Sollte 
doch eine spätere Verbeamtung erfolgen, behält  
sich das Land Berlin vor, zwischenzeitlich geleistete 
Kompensationszahlungen zurückzufordern. 
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Personalräte haben großen Einfluss
Im nächsten Jahr werden in Berlin wieder die Personalräte gewählt. Grund genug, frühzeitig 
daran zu erinnern, wie wichtig die Mitbestimmungsorgane für jeden einzelnen Beschäftigten 
im Landesdienst sind. Denn ohne ihre Zustimmung lassen sich viele dienstliche Maßnahmen 
erst gar nicht durchsetzen. Und gute Personalräte, wie sie der dbb berlin stellt, haben ein sehr 
waches Auge darauf, dass die Interessen der Beschäftigten ausreichend berücksichtigt werden.

Das stärkste Beteiligungsrecht des Personalrats ist 
die Mitbestimmung, das heißt die Dienststelle ist auf 
vorherige Zustimmung des Personalrats angewiesen. 
Und das ist auch gut so, denn die mitbestimmungs-
pflichtigen Maßnahmen wie Anordnung von Mehrar-
beit und Überstunden, Aufstellung und Änderung 
des Urlaubsplanes und Gestaltung der Arbeitsplätze 
gehen alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an und 
dürfen nicht einseitig vom Dienstherrn beziehungs-
weise Arbeitgeber diktiert werden. Aber auch für 
den Berufsweg jedes einzelnen Beschäftigten kann 
sehr entscheidend sein, dass der Personalrat mitbe-
stimmt beziehungsweise Alleingänge der Dienststel-
le an den Interessen des Personals vorbei ausge-
schlossen sind. Das ist etwa bei Versetzungen, 
Umsetzungen innerhalb der Dienststelle mit einem 
Wechsel des Dienstortes, bei längeren als dreimona-
tigen Abordnungen oder der Ablehnung von Neben-
tätigkeiten der Fall.

Für alle Beschäftigten wichtig

Schließlich soll es auch bei der beruflichen Karriere 
möglichst gerecht zugehen oder diese schon gar 
nicht ungeprüft beendet werden. Im Arbeitnehmer-
bereich entscheidet der Personalrat deshalb mit, 
wenn es um die Übertragung einer höher zu bewer-
tenden Tätigkeit, um Höhergruppierungen und Kün-
digungen geht. Im Beamtenbereich unterliegen Ein-
stellung, Probezeitverlängerung, Beförderung und 
vorzeitige Versetzung in den Ruhestand der Mitbe-
stimmung des Personalrats.

Starke Personalräte gefragt

Bei allen diesen Entscheidungen sind gut geschulte 
und durchsetzungsstarke Personalräte gefragt – Per-
sonalräte, die jede Maßnahme sehr sorgfältig unter 
rechtlichen und sachlichen Gesichtspunkten prüfen 
und ihre Zustimmung davon abhängig machen. Dem 
Zufall überlassen sollte man deshalb die Zusammen-
setzung der Personalräte auf keinen Fall, sondern 
durch Wahl oder eigene Kandidatur auf den Listen 
der Fachgewerkschaften des dbb berlin für Kompe-
tenz und Stärke der Gremien sorgen – zumal der Per-
sonalrat noch viele weitere Einflussmöglichkeiten 
hat, die das hauptstadt magazin in seiner nächsten 
Ausgabe genauer unter die Lupe nehmen wird. 

Engagierte Personalratsmitglieder der dbb Landeslei-
tung bei einer Fortbildungsveranstaltung: Frank Be-
cker, Synnöve Nüchter und Thomas Goiny (von links)
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BVG

Kreative Lösungen bei  
der Personalgewinnung
Die Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) sind – ganz ähnlich wie auch der Landesdienst – akut 
von Personalmangel betroffen. Und das in allen Unternehmensbereichen, präzisiert BVG
Personalvorständin Jenny Zeller im Gespräch mit dem hauptstadt magazin.

Das heißt, nicht nur im Fahrdienst und in den Werk-
stätten werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
gesucht, auch im Controlling, in der Leitstelle beim 
Brand- und Arbeitsschutz und besonders bei der  
Infrastruktur gibt es personelle Engpässe.

Der Konzern geht diese Problematik offensiv an: 
„Die BVG ist ein toller Arbeitgeber, der Zuverlässig-
keit, sichere Arbeitsplätze und viele sinnvolle Be-
schäftigungsmöglichkeiten bietet“, so Jenny Zeller. 
Das gelte es noch stärker als bisher ins öffentliche 
Bewusstsein zu rücken. Die Chance, ganz konkret  
an Zukunftstechnologien wie der E-Mobilität und 
damit auch an der Verkehrswende mitzuarbeiten, 
ziehe schon jetzt viele junge Menschen an. 

Quereinsteiger willkommen

Gern gesehen werden bei der BVG auch Quereinstei-
ger. „Wo immer Personal abgebaut wird, was gegen-

wärtig beispielsweise im Handel oder bei der Logistik 
der Fall ist, sind wir zur Stelle und können mit einem 
überarbeiteten, zügigen Bewerbungsverfahren 
punkten“, führt die Personalvorständin weiter aus 
und ergänzt: „Wir sind auch ein sehr sozialer Arbeit-
geber.“ So ist beispielsweise Teilzeitarbeit in allen Be-
reichen der BVG möglich, obwohl etwa 22 Prozent 
der rund 14.500 Beschäftigten im Schichtdienst ar-
beiten. Die BVG versucht, mit der Weiterentwicklung 
von Turnusmodellen nicht nur den im Fahrdienst un-
vermeidlichen Schichtdienst so familienfreundlich zu 
gestalten, wie es eben nur geht. „Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, ist bei jungen wie alten Menschen 
ein großes Bedürfnis, dem wir mit bestmöglicher 
Planbarkeit nachkommen wollen, auch um unsere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an den Konzern  
zu binden“, betont Jenny Zeller.

Verstärkte Sicherheitsvorkehrungen

Auch beim Thema Übergriffe auf Mitarbeitende, de-
nen in erster Linie Fahrpersonal ausgesetzt ist, hat die 
BVG schon wichtige Weichen gestellt. Die BVG-Busse 
und Bahnhöfe werden mit 360-Grad-Kameras ausge-
stattet und das Sicherheitspersonal insgesamt ver-
stärkt worden. Deeskalationsschulungen sollen darü-
ber hinaus gewaltsame Zusammenstöße vermeiden 
helfen. Und schließlich bleiben – sollten alle Vorsichts-
maßnahmen nicht greifen – die Betroffenen nicht sich 
selbst überlassen, sondern werden speziell betreut. 

Investitionen in Nachwuchs

Die größte künftige Herausforderung sieht Zeller 
aber in noch mehr Investitionen in den Nachwuchs. 
Hier gelte es, weiterhin Quereinsteiger zu gewinnen 
und zielgruppenorientiert zu werben. Potenzial sieht 
sie insbesondere bei den in der BVG noch unterreprä-
sentierten Frauen und bei Menschen mit Migrations-
hintergrund, die allerdings in allen sicherheitsrele-
vanten Bereichen, zu denen natürlich auch der 
Fahrdienst zählt, über die notwendigen Sprachkennt-
nisse verfügen müssen. „Gerade in Stresssituationen 
wie bei Unfällen muss die Kommunikation mit der 
Leitstelle reibungslos funktionieren“, präzisiert die 
Personalchefin.

„Stiefkind“ BT Berlin Transport
Ende 1999 wurde die BT Berlin Transport GmbH als 
Tochtergesellschaft der BVG gegründet, um das 
Fahrpersonal für Busse und U-Bahnen der BVG zu 
stellen. Die ersten Einstellungen wurden bereits im 
Folgejahr vorgenommen, wobei das zu diesem Zeit-
punkt vorhandene Fahrpersonal in der BVG verblieb 
– zu deutlich besseren Konditionen. 

Zwar glichen sich mit Einführung des für beide 
Betriebe geltenden TV-N im Jahre 2006 die Ver-
hältnisse wieder an. BT-Angehörige klagen aller-
dings nach wie vor über soziale Benachteiligun-
gen gegenüber den Beschäftigten bei der BVG. 

So werden fahrdienstuntauglich gewordene Fahrer 
im BVG-Mutterkonzern alternativ weiter beschäf-
tigt, die BT hat keine weiteren Verwendungsmög-
lichkeiten und kündigt den Betroffenen. Auch die 
Altersversorgung ist nach Angaben der Betriebs-
gruppe Nahverkehr in der gkl berlin schlechter und 
geteilte Dienste mit langen Pausen zwischen den 
Dienstintervallen, die aber kaum eine Heimfahrt 
erlauben, machen den Fahrern zu schaffen. Vor al-
lem aber fehlt es, so die gkl-Betriebsgruppe, an 
Wertschätzung. Kein Wunder, dass die Personal-
fluktuation hoch ist – zumal die BVG selbst wieder 
intensiv um Nachwuchs wirbt.
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Mehr Karrierechancen

Außerdem wünscht sich Zeller künftig mehr Förde-
rungs- beziehungsweise Fortentwicklungsmöglich-
keiten für die Belegschaft. „Es gibt durchaus schon 
tolle Lebensläufe“, merkt sie dazu an und nennt das 
Beispiel einer Kollegin, die zunächst bei der BVG eine 
Ausbildung als Straßenbahnfahrerin absolviert hat 
und es mittlerweile bis zur Grup-
penleiterin geschafft hat. Weitere 
Quereinsteigerinnen arbeiten 
mittlerweile in der Leitstelle oder 
als Fahrlehrerinnen.

Die Benefits, die eine Beschäfti-
gung bei der BVG mit sich bringt, 
können sich übrigens sehen lassen 
und sollten stärker in den Fokus 
gerückt werden. So können Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter über 
ein jährliches Gesundheitsbudget 
von 300 Euro für Fitness, Massa-
gen und Ähnliches verfügen. Wei-
tere Mitarbeitervorteile sind das 
Weihnachtsgeld sowie ein kosten-
loses ABC-BVG-Ticket oder ein AG-
Zuschuss zum Deutschlandticket. 

Befragt nach der Zukunft der BerlinTransport 
(BT), einer Konzerntochter der BVG, deren Fahre-
rinnen und Fahrer gern in den Mutterkonzern 
zurückkehren würden, war wenig bei dem Ge-
spräch in Erfahrung zu bringen. Es hieß, die BVG 
möchte sich dazu aktuell nicht öffentlich äu-
ßern, das Thema wird derzeit im Aufsichtsrat 
der BVG behandelt. 

hauptstadtmagazin



Verwaltungsdigitalisierung

Schleppende Umsetzung 
Die mit dem Onlinezugangsgesetz (OZG) aus dem Jahre 2017 beschlossene Digitalisierung der 
öffentlichen Verwaltung kommt in weiten Teilen Deutschlands nur schleppend voran. Nach 
dem Gesetz sollten 575 Verwaltungsleistungen bis Ende 2022 bundesweit digitalisiert sein.

Nach dem jüngsten Überblick von Dashboard Digita-
le Verwaltung, einer Internetplattform der Bundes-
innenministeriums, das den jeweiligen Stand der in 
Deutschland online verfügbaren Verwaltungsdienst-
leistungen wiedergibt, hinken aber alle Bundeslän-
der meilenweit hinter den gesetzlich verankerten 
Zielen hinterher. Sogar das Bundesland, das Stand 
Juni 2023 mit 225 OZG-Leistungen die Nase vorn hat 
(Bayern), erreicht nicht einmal die Hälfte der im Ge-
setz vorgesehenen 575 Leistungen. Im Saarland kön-
nen Bürgerinnen und Bürger derzeit nur 126 Verwal-
tungsschritte digital erledigen. Berlin nimmt mit 175 
den 6. Rang ein.

Mehr Informationen: 

https://dashboard.ozg-umsetzung.de/

Kleiner Fortschritt in Berlin

Ein weiterer Behör-
dengang ist in Berlin 
zum 1. September 
überflüssig geworden. 
Auch gewerbliche 
Kundinnen und Kun-
den können ihre Fahr-
zeuge jetzt online zu-
lassen.

Doch damit nicht ge-
nug, das Fahrzeug wird 
unmittelbar nach Ab-
schluss des Onlinevor-
gangs in Betrieb ge-
setzt und kann sofort 
deutschlandweit im 
Straßen verkehr ge-
nutzt werden. Die Zu-
lassungsdokumente 
werden dem Halter 
binnen 10 Kalenderta-
gen von der Zulas-
sungsbehörde Berlin 
zugesandt; bis dahin 
reicht die Auslage der 
heruntergeladenen 
vorläufigen Zulas-
sungsbescheinigung 

im Fahrzeug und das Anbringen der amtlichen Kenn-
zeichen am Fahrzeug.

Auch wenn ein Fahrzeug außer Betrieb gesetzt wer-
den soll, ist das Verfahren einfacher geworden: Eine 
Identifizierung der Nutzer im Onlinedienst ist nicht 
mehr notwendig. Schließlich kann ab sofort auch 
die Zulassung für Fahrzeuge mit Oldtimer-, Saison- 
und Elektrokennzeichen im Onlinedienst beantragt 
werden – und das alles bei gesenkten Gebühren-
sätzen. 

Grundsätzliche Informationen zur neuen Version der 
„internetbasierten Fahrzeugzulassung“ unter:

https://www.bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/ 
Artikel/StV/Strassenverkehr/internetbasierte- 
fahrzeugzulassung.html 
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BDR-Landeschefin  
Maria Wachauf

BDR Berlin im Aufbruch

Fachkompetenz großgeschrieben
Der Bund Deutscher Rechtspfleger (BDR) Berlin zählt mit einigen Hundert Mitgliedern zu 
den eher kleineren Gewerkschaften im dbb berlin, umso größer ist die Fachkompetenz, 
die er seinen Mitgliedern bietet.

„In den Coronajahren konnten wir leider Rechtspfle-
geranwärterinnen und -anwärter nicht erreichen, um 
sie mit unseren Angeboten zu unterstützen“, bedau-
ert Maria Wachauf, seit Jahresbeginn Vorsitzende des 
BDR Berlin gegenüber dem hauptstadt magazin. Das 
Kommunikationsdefizit soll jetzt aber schleunigst 
ausgeglichen werden, denn der BDR ist eine wichtige 
Unterstützung für die Rechtspfleger, deren Inte-
ressen er gezielt vertritt. Eine neue Web-
site wird noch im Herbst online gehen 
und Maria Wachauf ist mit ihrem Lan-
desvorstand dabei, die Strukturen 
des BDR Berlin zu optimieren.

Attraktive Angebote

An attraktiven Angeboten für seine 
Mitglieder fehlt es dem BDR nicht. 
Schon allein der um etwa 50 Prozent 
verbilligte Bezug der Fachzeitschrift „Rpfle-
ger“ ist außerordentlich vorteilhaft, weil die Pu-
blikation die Rechtspfleger immer auf dem neuesten 
Stand von Gesetzgebung und Rechtsprechung in den 
vielen von ihnen betreuten Rechtsgebieten hält. „Wir 
gewähren auch Zuschüsse zu Fortbildungsveranstal-
tungen, geben Rechtsschutz und punkten mit den 
Angeboten des dbb vorsorgewerk und der dbb vor-
teilswelt“, führt Maria Wachauf weiter aus.

Viele Arbeitsgebiete

Ganz wichtig aber auch: Der BDR wird bei der Ge-
setzgebung angehört und kann seine Praxiserfah-

rungen einbringen. „Auf Bundesebene befassen 
sich unterschiedliche Fachkommissionen mit der 
Thematik“, erläutert die Berliner BDR-Chefin, „weil 
so zahlreiche Rechtsgebiete bearbeitet werden 
müssen, unter anderem das Nachlass- und Grund-
buchrecht, das Familien- und Erbrecht sowie das 
Handelsrecht.“

In der Praxis überschneiden sich die Ar-
beitsgebiete der Rechtspfleger übri-

gens meistens. Maria Wachauf etwa 
ist beim Amtsgericht Wedding vor-
rangig mit Zwangsversteigerungen 
befasst. Im Einzelfall spielen dabei 
aber immer wieder auch Fragen 
des Erbrechts, des Betreuungs-

rechts oder auch des Grundbuch-
rechts eine Rolle.

Unterstützung  
willkommen

Das Arbeitsfeld von Maria Wachauf ist aber nicht nur 
in dienstlicher Hinsicht breit, auch die gewerkschaft-
liche Arbeit hat viele Facetten. Kein Wunder, wenn 
sich die Vorsitzende noch tatkräftige Mitstreiterin-
nen und Mitstreiter beim BDR Berlin wünscht. Wer 
mitgestalten will, egal ob bei Kommunikation, bei Or-
ganisation oder in Fachausschüssen, ist ebenso herz-
lich willkommen wie Rechtspflegerinnen und Rechts-
pfleger, die den gegenseitigen Austausch suchen.

Einfach melden unter: wachauf@bdr-berlin.de 
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Ab Oktober im FriedrichstadtPalast

Neue Grand Show „FALLING | IN LOVE“
Am 11. Oktober ist es so weit: Der FriedrichstadtPalast erlebt die Weltpremiere einer 
Grand Show der Superlative. FALLING | IN LOVE heißt die neue Produktion nach einer  
Idee von Intendant und Produzent Berndt Schmidt, die schon jetzt alte Rekorde bricht.

Annährend 14 Millionen Euro wurden in das Produkti-
onsbudget gesteckt, womit FALLING | IN LOVE die teu-
erste Grand Show aller Zeiten ist. Allein 100 Millionen 
Swarovski-Kristalle für Kostüme und Bühnenbild sor-
gen für Glamour. Vor allem aber wurde die erfolgrei-
che Zusammenarbeit mit dem Pariser Stardesigner 
Jean-Paul Gaultier fortgesetzt und intensiviert.

Visionärer Style

Intendant Berndt Schmidt: „Über allem in der neuen 
Grand Show schwebt die geniale Handschrift des Pa-
riser Stardesigners. Schon 2016 entwarf er für die ge-
feierte THE ONE Grand Show die Kostüme. Diesmal 
ist sein kreatives Schaffen tiefer und umfassender: 
Als Visuell Design Direktor verleiht er dem Ganzen 
seinen unverkennbaren visionären Style & Touch. Als 
Kurator holt er zudem aufstrebende Fashion Desig-
nern an seine Seite, deren Arbeiten er liebt.“

Auch bei Buch und Regie wurden keine Kompromisse 
geschlossen: Beides stammt von Oliver Hoppmann, 

einem der erfolgreichsten Showmacher in Europa. 
Und insgesamt elf, darunter international höchst  
renommierte Choreografen wurden verpflichtet. 

Stimmgewaltige Solisten und Weltklassetänzer und 
-artisten – insgesamt treten allabendlich 100 Künst-
ler aus 28 Nationen auf – sorgen für Unterhaltung 
vom Allerfeinsten. 

Die drei Hauptini-
tiatoren der neuen 
Show: Intendant 
Berndt Schmidt, 
Designer Jean-Paul 
Gaultier und Regis-
seur Oliver Hopp-
mann (von links)
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Unsere Gewinner
Je einen praktischen Thermobeutel haben gewonnen:

Babara Rössel, 12159 Berlin 
Ilona Graffenberg, 12359 Berlin 
Michael Hermeking, 16556 Hohen Neuendorf 
Karsten Neumann, 15806 Zossen 
Michaela Baum, 126 27 Berlin

Das Lösungswort lautete „herbstlich“
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Gesangs-
stück

auf der
Violine
spielen

Blech-
blas-
instru-
ment

Karten-
spiel

Ausdeh-
nungs-
begriff

männ-
liche
Anrede

Vorname
Strawins-
kys

dt.
Maler,
Grafiker
(Paul)

luft-
förmiger
Stoff

poetisch:
Adler

Einfrie-
dung,
Gatter

zähflüs-
siges
Kohle-
produkt

Fecht-
hieb

Sache,
Gegen-
stand

russ.-
amerik.
Autor
(Vladimir)

wegen,
auf-
grund

runde
Schnee-
hütte

Ver-
sehen,
Fehler

mild,
sanft

zwei 
Neben-
flüsse
der Oder

plas-
tisch
hervor-
tretend

trübe,
dunstig

Staat
in Ost-
europa

hübsch,
wohl-
gefällig

Ausruf
der
Verwun-
derung

griechi-
scher
Buch-
stabe

schlank
und ge-
schmei-
dig

veraltet:
Kasten,
Schrank

Zauber-
gewalt
über
Personen

heiter,
ver-
gnügt

Vorname
Kästners

von der
Zeit an

Frau, die
ein frem-
des Kind
stillt

Würde,
Ansehen

Gift-
schlange

Abk. für
Nord-
deutscher
Rundfunk

nieders.
Stadt an
der Un-
terelbe

Sport-
wette
(Kurz-
wort)

artig,
brav

ein Fuß-
boden-
belag

ohnehin,
sowieso
(ugs.)

Schrau-
benteil

ständig,
stets

Schall-
becken
aus
Metall

Begeis-
terung,
Schwung

Bruder
Gunthers
(Nibe-
lungen)

bevor

Drei hochwertige 
Thermobecher
… warten auf die Gewinner unseres Okto
berPreisrätsels. Gesponsert wurden die 
nützlichen und formschönen Preise wieder 
von der BBBank. Die Gewin
ner werden unter den 
Einsendern der richti
gen Lösung ausgelost. 
Machen Sie mit und 
schicken Sie das Lösungs
wort bis 15. Oktober an: 

dbb berlin 
post@dbb.berlin 
Fax: 030 327952-20

Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.
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Positive Halbjahresbilanz

5,7 Millionen BerlinBesucher
5,7 Millionen Gäste – davon rund 39 Prozent aus 
dem Ausland – haben im ersten Halbjahr 2023 Ber-
lin besucht. In den Hotels der Stadt wurden 13,8 
Millionen Übernachtungen registriert, was einer 
Steigerung von 23,9 Prozent gegenüber dem ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum entspricht. Zu den 
stärksten Auslandsmärkten zählten das Vereinigte 
Königreich, die USA und die Niederlande. Wichtigs-
ter Quellmarkt blieb Deutschland mit einem Über-
nachtungsanteil von 61,2 Prozent.

„Der Neustart nach der Pandemie ist gelungen“, 
freute sich Wirtschaftssenatorin Franziska Gif-
fey. Auch Burkhard Kieker, visitBerlin-Ge-
schäftsführer, sprach von einer Stabilisierung 
des Berlin-Tourismus. „Diese positive Entwick-
lung ist angesichts der aktuellen Weltlage kein 
Selbstläufer“, fügte er hinzu, „sondern das Er-
gebnis von einer gemeinsamen Anstrengung 
der gesamten Visitor Economy sowie der Politik 
der Stadt.“ 

Der dbb berlin informiert …
… regelmäßig politische Parteien und gesellschaftli-
che Gruppierungen über seine Arbeit und Aufgaben 
als Spitzenorganisation des öffentlichen Dienstes. 
Auch beim Landesparteitag der CDU Berlin am  
9. September 2023 hatten der dbb Landesvorsit-
zende Frank Becker (Bildmitte) und seine Stellver-
treter (von links) Thomas Goiny, Martina Riedel, 
Bodo Pfalzgraf und Heike Breuning umfassendes 
Infomaterial für die Parteitagsdelegierten mit im 
Gepäck. Auch interessierte Nach fragen  
wurden natürlich gern beantwortet. ©

 d
bb

 b
er

lin

Oktober 2023

16


